
Rechtsfragen 

Libyen-Malta: Festlandsockelstreit (16) 

Anläßlich von Probebohrungen durch eine 
von Malta autorisierte Plattform (unter italie­
nischer Flagge) in dem von Malta und Libyen 
beanspruchten Fest landsockel kam es zu 
einem Zwischenfal l zwischen diesen beiden 
Staaten. Kriegsschiffe Libyens umfuhren die 
Plattform und machten sogar an Tonnen von 
dieser fest und verlangten die Einstel lung 
der Arbei ten. Nach maltesischen Angaben 
wurde dabei die Anwendung mil i tärischer 
Gewalt angedroht. Auf Grund dieses Zwi­
schenfalls beantragte Malta am I . S e p t e m ­
ber 1980 die Einberufung des Sicherheits­
rats. Auf der Si tzung des Rates am 4. Sep­
tember hat der Vertreter Libyens zu den er­
hobenen Vorwürfen keine Stel lung genom­
men. In einer späteren Note wurden Andro ­
hungen von Gewalt — unter Berufung auf 
die tradit ionell f reundschaft l ichen Beziehun­
gen zwischen Malta und Libyen — bestr i t­
ten, die Bohrarbei ten jedoch für illegal er­
klärt. Die fragl iche Plattform befindet sich 
ca. 138 sm von der Küste Libyens und 58 sm 
von der Küste Maltas entfernt. 
Die Fest landsockelabgrenzung zwischen 
beiden Staaten soll an sich durch den Inter­
nationalen Ger ichtshof (IGH) erfolgen. Das 
zwischen Malta und Libyen 1976 ausgehan­
delte Sch iedsabkommen war aber zum Zeit­
punkt des Zwischenfal ls vom August 1980 
noch nicht durch Libyen ratifiziert worden. 
Nach Einschal tung eines Sonderbeauft rag­
ten von UN-Generalsekretär Waldheim (UN-
Doc. S/14256 v.13.11.1980) erklärte sich die 
l ibysche Regierung bereit, dem Volkskon­
greß den Abkommens tex t von 1976 zur Rati­
f ikat ion vorzulegen. 
Mitte Januar 1981 setzte die l ibysche Dele­
gat ion den Generalsekretär von der Ent­
sche idung in Kenntnis, das Schiedsabkom­
men zu ratif izieren und den Streitfall dem 
IGH zu unterbre i ten, »vorausgesetzt«, daß 
bis zum Abschluß der Beratungen des Ge­
r ichtshofs »keine Bohrungen in dem um­
str i t tenen Gebiet zugelassen werden« (S/ 
14331). Malta hielt daraufhin Libyen nicht nur 
das lange Hinauszögern der Ratifikation, 
sondern auch ein Abgehen von seiner Zu­
sage gegenüber dem UN-Sonderbeauftrag­
ten, den ursprüngl ichen Abkommenstex t 
ohne Bed ingungen zu ratifizieren, vor; Li­
byen berief s ich dagegen auf die ebenfalls 
gegenüber d e m Sonderbeauft ragten abge­
gebene Erklärung Maltas, es habe sich 1976 
st i l lschweigend damit einverstanden erklärt, 
vor einem Ger ichtsentscheid nicht mit Boh­
rungen zu beginnen. Wo 

IGH: Gutachten auf Antrag der Weltgesundheits­
versammlung (17) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Ber icht in VN 4/1980 S.143 fort.) 

Der Internationale Gerichtshof hat am 
20. Dezember 1980 in einem Rechtsgutach­
ten festgestel l t , daß eine wechselsei t ige 
Verpf l ichtung zwischen der Wel tgesund­
heitsorganisat ion (WHO) und Ägypten be­
steht, durch Konsultat ionen eine Einigung 

über eine eventuelle Ver legung des WHO-
Büros für die Region Öst l iches Mit telmeer 
und über die Modalitäten einer derart igen 
Ver legung zu erzielen. Diesem Ergebnis 
s t immten zwölf der Richter bei einer Gegen­
st imme zu. 
Dem Gericht war die Frage vorgelegt wor­
den, ob Art.37 des A b k o m m e n s vom 
2 1 . März 1951 zwischen der WHO und Ägyp­
ten über die Err ichtung des Regionalbüros 
und dessen Vorrechte und Immunitäten auf 
eine Verlagerung dieses Büros anwendbar 
sei. Der IGH hatte zunächst über seine Zu ­
ständigkeit zu bef inden. Er wies dabei die 
Ansicht zurück, es handele sich hier um eine 
pol i t ische Frage. Er führte aus, es liege ein 
recht l iches Problem vor, dessen Charakter 
auch nicht dadurch verändert werde, daß 
der Wunsch nach einer Verlagerung des 
Regionalbüros pol i t isch motiviert sei. Dem 
widersprach der Richter Morosow in seinem 
Abwe ichenden Vo tum. 
Das Gericht ließ letztl ich offen, ob Art.37 des 
Vertrages anzuwenden sei. Das Gutachten 
basiert auf den Grundsätzen des allgemei­
nen Völkerrechts und berücksicht igt die be­
sonderen Beziehungen zwischen Ägypten 
und der WHO, die durch die Err ichtung des 
Regionalbüros (genauer: Angl iederung ei­
nes berei ts exist ierenden Büros an die 
WHO) entstanden sind, sowie die Notwen­
digkeit, dessen Arbei ten so kontinuierl ich 
wie mögl ich for tzuführen. Dabei wurde das 
Recht einer internationalen Organisation, ih­
ren Sitz zu best immen, grundsätzl ich nicht 
in Frage gestell t . Aus den berei ts angespro­
chenen Gesichtspunkten leitete der Ge­
r ichtshof jedoch wechselsei t ige Konsul ta­
t ionspf l ichten ab. Er führte weiter aus, daß, 
sollte es zu einer Ver lagerung des Regional­
büros kommen, die Parteien ihre Pfl ichten in 
der Zwischenzei t nach Treu und Glauben zu 
erfüllen hätten. Diese Entscheidung erging 
mit zwei Gegenst immen (Morosow, 
Lachs). Wo 

Verschiedenes 

Friedensuniversität: Generalversammlung billigt 
Gründungsvertrag (18) 

I. Wird es bald Träger des akademischen 
Grades eines Dr. irenol. geben? Das er­
scheint nicht mehr ausgeschlossen, nach­
dem die UN-Generalversammlung mit Reso­
lution 35/55 vom 5. Dezember 1980 den Ver­
tragstext für die Gründung einer >Friedens-
universität« gutgeheißen hat (die auch Dok­
tort i tel verleihen darf). Damit hat der ent­
sprechende Vorschlag, den der Präsident 
von Costa Rica auf der 33. Tagung der Gene­
ralversammlung 1978 unterbrei tet hatte, un­
gewöhnl ich rasch zu einem Ergebnis ge­
führt. Dies ist vor allem das Verdienst einer 
el fköpfigen internationalen Kommiss ion, die 
\ Dn der Generalversammlung eingesetzt 
und mit der Aufgabe betraut worden war, 
das Projekt zu spezif izieren (A/Res/34/111 
v. 14.12.1979). Die von dem früheren venezo­
lanischen Präsidenten R. Caldera geleitete 
Kommission hatte fo lgende Leitlinien zu be­
achten: die »Friedensuniversität sollte inter­
nationalen Charakter haben und Teil des Sy­
stems der Universität der Vereinten Natio­
nen sein; die Modali täten der Assozi ierung 

der Friedensuniversität mit der Universität 
der Vereinten Nationen sol l ten in gegensei t i ­
gem Einverständnis zwischen den beiden 
Inst i tut ionen vereinbart werden ; die Frie­
densuniversi tät sollte so organisiert und 
struktur iert sein, daß es zu keiner Aufgaben­
überschneidung mit anderen ähnlichen in­
ternationalen Inst i tut ionen kommt ; die Fi­
nanzierung der Konst i tu ierung der Friedens­
universität und ihrer Tätigkeiten aus freiwill i­
gen Beiträgen sollte gewährleistet sein, 
ohne daß sich daraus i rgendwelche f inan­
ziellen Belastungen für den Haushalt der 
Vereinten Nationen oder der Universität der 
Vereinten Nationen ergeben«. Die interna­
tionale Kommiss ion wurde angewiesen, mit 
der Regierung von Costa Rica zusammenzu­
arbeiten, jenem einzigart igen Land also, 
dessen Verfassung die Aufstel lung von 
Streitkräften verbietet, und dessen Präsi­
dent eine nationale Kommiss ion für die 
Gründung einer Friedensuniversität err ich­
tet hat. Dort soll auch der Universi tätsstand­
ort sein. 
II. Anders als die Universität der Vereinten 
Nationen, die durch die Generalversamm­
lung geschaffen worden ist, wird die Frie­
densuniversi tät auf der Grundlage eines ei­
gens geschlossenen völkerrecht l ichen Ver­
t rages entstehen. Den Leitlinien der UN-Ge­
neralversammlung wird darin Rechnung ge­
tragen. Das internationale Übere inkommen 
tritt in Kraft, wenn es für zehn Staaten aus 
mehr als einem Kontinent wi rksam gewor­
den ist. In dem Anhang zu diesem Überein­
kommen ist die Universi tätssatzung wieder­
gegeben, die fo lgende grundlegenden A u s ­
sagen zu Zielen, Aufgaben und Studien­
programmen der Friedensuniversität ent­
hält: »Die F r iedensun ive rs i tä t . . . ist eine in­
ternationale Hochschule für den Frieden . . . 
mit dem Ziel, im Einklang mit den edlen Be­
st rebungen, die in der Charta der Vereinten 
Nationen verkündet wurden, bei allen Men­
schen den Geist der Verständigung, der To­
leranz und der fr iedl ichen Koexistenz zu för­
dern, die Zusammenarbei t zwischen den 
Völkern anzuregen und dazu beizutragen, 
daß die Hindernisse und Gefährdungen für 
Frieden und Fortschr i t t in der Welt vermin­
dert werden . . . Hauptanliegen der Universi­
tät ist die Irenologie, zu der die Friedensfor­
schung, die Erziehung zum Frieden und die 
Beschäft igung mit den Menschenrechten 
gehören. Die an der Universität durchge­
führ ten Studien konzentr ieren sich auf das 
Thema Welt fr ieden . . . « Es ist aufschluß­
reich, welche Menschenrechte die interna­
tionale Kommission in ihrem Bericht nicht 
nur als >Rechte< bezeichnet, sondern auch 
als besonders hochrangig eingestuft hat: 
Recht auf Leben, Würde, moral ische und 
physische Integrität, Frieden, Entwicklung, 
Kommunikat ion, Technologie, kulturelle Ver­
schiedenhei ten, Entwicklung von Intelligenz 
(UN-Doc.A/35/468 v.9.10.1980, Annex I Zif­
fer 32). NJP 
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